Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/916 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Erklärungen des Bundeskanzlers zur Europa- 
politik 


Nach Meldungen der deutschen Presse hat der Bundeskanzler 
auf seiner Skandinavienreise von Ende August/Anfang Sep- 
tember 1966 unter anderem erklärt, man solle nicht bemüht 
sein, die politische Integration der EWG zu fördern, weil er 
glaube, je stärker die EWG in den Augen der übrigen Welt 
und vor allem der freien Nationen Europas ein politisches 
Gehäuse habe und ein politisches Instrument werde, umso 
schwieriger werde die Verständigung sein. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie lautet der authentische Text der Äußerung des Bundes- 
kanzlers zu diesem Fragenkreis? 

2. Hat der Bundeskanzler anläßlich seines Besuchs in Schweden 
in einer Tisdirede die EWG und die EFTA als „künstliche 
und willkürliche Konstruktionen“ bezeichnet, denen die mo- 
ralische Berechtigung fehle, „wenn sie sich in einer Art 
Inzucht Vorteile gewähren, die sie den anderen verwehren"? 

3. Hat die Bundesregierung das Ziel aufgegeben, die EWG im 
Geiste der Römischen Verträge nicht nur als Wirtschafts- 
gemeinschaft auszubauen, sondern die durch sie geschaffe- 
nen Ansätze weiterzuentwickeln, um dadurch den politischen 
Zusammenschluß in Europa zu fördern? 

4. Ist die Bundesregierung entsprechend der Äußerung des 
Bundeskanzlers unter 1. der Meinung, daß die politische 
Entwicklung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft den 
wirtschaftlichen Zusammenschluß des ganzen freien Europa 
erschwert? 

5. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, ihre bisherige Auf- 
fassung zu ändern, daß der wirtschaftliche und politische 
Ausbau der EWG der beste Weg sei, um über den Beitritt 
bisheriger Nicht-Mitgliedstaaten Europa in eine Verfassung 
zu bringen, die es in den Stand setzt, als Einheit zu handeln? 
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6. Steht die Bundesregierung noch zu der Politik, die sie in 
ihren Europavorschlägen vom November 1964 und in der 
Präambel zum deutsch-französischen Vertrag wie folgt zum 
Ausdruck gebracht hatte: 

1. „Die Europäischen Gemeinschaften und namentlich die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft haben sich bisher 
als der sichtbarste Erfolg der europäischen Einigungspoli- 
tik erwiesen und gehören zu den entscheidenden Fort- 
schritten der Nachkriegspolitik der freien Welt." 

2. „über die Europäischen Gemeinschaften vollzieht sich 
auf einem wichtigen Teilgebiet der europäischen Ge- 
samtpolitik bereits ein Stück politischer Einigung." 

3. „Mit dem Willen, die Einigung Europas auf dem durch 
die Sdiaffung der Europäischen Gemeinschaften begon- 
nenen Wege unter Einbeziehung Großbritanniens und 
anderer zum Beitritt gewillter Staaten zu fördern und 
diese Gemeinschaften weiter zu stärken." 

7. Ist es weiterhin die Politik der Bundesregierung, alles in 
ihrer Macht stehende zu tun, um den Beitritt Großbritan- 
niens und anderer EFTA-Staaten zur EWG zu ermöglichen? 

8. Was wurde seit dem Interview des Herrn Bundesministers 
des Auswärtigen vom 2. Juli 1966 (Bulletin vom 8. Juli 1966) 
veranlaßt, um durch gründliche Vorarbeiten eine Art Plan 
für den Beitritt Großbritanniens zur EWG zu erstellen? 

9. Was wird die Bundesregierung zusätzlich im Rahmen der 
Kennedy-Runde tun, um durch einen erfolgreichen Abschluß 
der Verhandlungen die Handelsschranken zwischen EWG 
und EFTA zu vermindern? 

10. Was geschieht, um durch Eingehen auf die mehrfachen 
Verhandlungsangebote des Ministerrats der Kleinen Frei- 
handelszone EWG und EFTA einander näher zu bringen? 

11. Ist die Bundesregierung bereit, zur Klärung der Begriffe 
dadurch beizutragen, daß unter „politischer Union Europas" 
eine Zusammenarbeit souverän bleibender Staaten, unter 
„politischer Gemeinschaft" oder „europäischer Integration" 
dagegen der enge Zusammenschluß der Staaten mit Sou- 
veränitätsverzichten und übernationalen Institutionen unter 
europäisch-parlamentarischer Kontrolle verstanden wird? 


Bonn, den 14. Sebtember 1966 


Erler und Fraktion 



